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Vernehmlassung: Änderung des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG). Anerkennung des  
betreuten Wohnens für Bezügerinnen und Bezüger von EL zur AHV 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. Für diese Ge-

legenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 

 

Mit der beantragten Gesetzesänderung soll das betreute Wohnen im Rahmen der Ergänzungsleistungen (EL) 

zur Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) besser berücksichtigt werden. Die Vorlage geht auf die 

Motion 18.3716 «Ergänzungsleistungen für betreutes Wohnen» zurück, welche vom Parlament stillschwei-

gend angenommen wurde. Die Änderung soll vor allem die Selbständigkeit von älteren Menschen fördern und 

somit zugleich vorzeitige Heimeintritte verhindern. Indem Heimeintritte für betagte Menschen verzögert oder 

vermieden werden, ist mit Einsparungen bei den Heimkosten zu rechnen. Da diese Einsparungen aufgrund 

der geltenden Finanzierungsregeln zuletzt den Kantonen zugutekommen, sollen gemäss Gesetzesentwurf die 

Kantone finanziell für die Betreuungsleistungen aufkommen.  

 

Die Mitte begrüsst die beantragten Änderungen im Grundsatz. Dadurch kann dem Bedürfnis von betroffenen 

Personen, länger im eigenen Zuhause wohnen bleiben zu können, besser Rechnung getragen werden. 

Gleichzeitig führen die beantragten Massnahmen zu Einsparungen für die Betroffenen sowie für die öffentliche 

Hand. Schliesslich sind die Änderungen auch vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung in der 

Schweiz zu begrüssen.  

 

Leistungsfinanzierung  

Im vorliegenden Entwurf werden vier Varianten diskutiert, wie betreutes Wohnen im Rahmen der Ergänzungs-

leistungen berücksichtigt werden kann. Wie der Bundesrat, unterstützt Die Mitte die in Variante vier vorge-

schlagene Abgeltung der Betreuungsleistungen in den Krankheits- und Behinderungskosten. Mit dieser Re-

gelung würde die Finanzierung der Vorlage ausschliesslich von den Kantonen getragen werden. Insbesondere 

aufgrund der angespannten finanziellen Lage des Bundes, begrüsst Die Mitte diese Finanzierungsregelung.  

 

Die Mitte lehnt jedoch das in Variante vier vorgeschlagene Abrechnungsverfahren der Vorfinanzierung klar 

ab. Dieses führt aus Sicht der Mitte zu finanziellen Unsicherheiten für EL-Beziehende, da diese den entspre-

chenden Betrag vorfinanzieren müssen und keine abschliessende Garantie besteht, dass die Leistung von 

der EL tatsächlich übernommen wird. Aus diesem Grund fordert Die Mitte den Bundesrat auf, ein neues 
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Abrechnungsverfahren auszuarbeiten, welches die finanzielle Sicherheit der EL-Beziehenden nicht gefährdet 

und sicherstellt, dass die Unterstützungsleistungen dem Bedarf entsprechend bezogen werden können. 

Gleichzeitig muss gewährleistet werden, dass der administrative Aufwand für die betroffenen Personen nicht 

zu gross wird.  

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 

Die Mitte 

  

Sig. Gerhard Pfister 

Präsident Die Mitte Schweiz 

Sig. Gianna Luzio 

Generalsekretärin Die Mitte Schweiz 
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Département fédéral de l’intérieur Berne, 19 octobre 2023 / AR 
Office fédéral des assurances sociales OFAS Consultation 2023/48 
CH-3003 Berne 
 
 
Envoi électronique à : 
Sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch  
 
 
Modification de la loi sur les prestations complémentaires à l’AVS et à l’AI. 
Reconnaissance des logements protégés pour les bénéficiaires de PC à l’AVS 
Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux 
 
 
Madame, Monsieur, 
Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de 
la consultation concernant la modification de la loi sur les prestations complémentaires à l’AVS 
et à l’AI (LPC). Vous trouverez ci-dessous notre position. 
Le PLR salue de manière générale ce projet de modification de loi. De l'avis du PLR, la vie en 
logement protégé doit être encouragée. Il s'agit de pouvoir renforcer l'autonomie des 
personnes, de prévenir ou retarder l'entrée en EMS. Aujourd’hui, de nombreuses personnes 
âgées sont placées en EMS alors qu’elles ne nécessitent que de soins modestes. Compte 
tenu du vieillissement de la population, il est nécessaire de libérer des places dans les EMS 
en priorité pour les personnes les plus vulnérables.  
Afin d'atteindre au mieux l'objectif de l'adaptation de la loi, le PLR demande au Conseil fédéral 
d'évaluer de manière adéquate les coûts des différentes formes de logement et des mesures 
de soutien nécessaires et de prévoir des aides ciblées en fonction des différents besoins. 
Le PLR tient également à souligner la responsabilité des cantons dans la promotion du recours 
aux logements protégés. Principalement financés par les cantons, il est clairement dans leur 
intérêt de favoriser le recours à ce type de logements pour les personnes âgées encore en 
capacité de vivre de façon autonome. Ainsi, cette modification légale permettrait de contribuer 
à freiner l’expansion coûteuse des soins en EMS. 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à notre prise de position, nous vous prions 
d’agréer, Madame, Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations. 
PLR.Les Libéraux-Radicaux 
Président Secrétaire général 

  
 
 

 
Thierry Burkart Jon Fanzun 
Conseiller aux États 
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Änderung des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlasse-

nen- und Invalidenversicherung (ELG). Anerkennung des betreuten Wohnens für Be-

zügerinnen und Bezüger von EL zur AHV; Vernehmlassungsantwort 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

sehr geehrte Damen und Herren 

 

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRÜNEN zur 

Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äus-

sern.  

 

Viele Personen mit geringem Pflege- und Betreuungsaufwand leben heute aufgrund fehlen-

der Finanzierung in einem Alters- oder Pflegeheim, obwohl sie eigentlich noch in einer eige-

nen Wohnung leben könnten. Ein Drittel der in Pflegeheimen lebenden Personen benötigt 

heute weniger als eine Stunde Pflege am Tag. Für viele dieser Menschen würde betreutes 

Wohnen eine optimale Lösung darstellen, welches ihre Bedürfnisse besser abdeckt und da-

bei auch noch Pflegeplätze einspart. Vor diesem Hintergrund begrüssen die GRÜNEN 

grundsätzlich die vom Bundesrat vorgeschlagene Gesetzesanpassung. Sie anerkennt den 

Handlungsbedarf und soll ein längeres und selbständigeres Wohnen auch im Alter ermögli-

chen.  

 

  

GRÜNE Schweiz 

Waisenhausplatz 21 
3011 Bern 

 
raphael.noser@gruene.ch 
031 326 66 07  
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Die GRÜNEN begrüssen, dass die vorgeschlagene Finanzierung eines Teils der Betreu-

ungskosten – zumindest für EL-Bezüger*innen – wohnformunabhängig übernommen werden 

soll. Damit die Leistungen vorfinanziert sind, sprechen sich die GRÜNEN allerdings für eine 

eigenständige, jährliche Betreuungspauschale aus – angelehnt an Variante 1 der vom Bun-

desrat geprüften Lösungen. Dadurch würde ausserdem sowohl der administrative Aufwand 

wie auch die Gefahr des Nicht-Bezugs verringert. Die GRÜNEN beantragen zudem, dass die 

Anerkennung des betreuten Wohnens in den EL auch auf den IV-Bereich ausgeweitet wird. 

Die Argumente zur Vermeidung von Heimeintritten gelten für IV-Bezüger*innen genauso. 

Eine neu eingeführte Ungleichbehandlung zwischen betagten Menschen und Personen mit 

Behinderungen dürfte auch den Verpflichtungen der Schweiz aus der UNO-Behinderten-

rechtskonvention widersprechen. 

 

Die GRÜNEN begrüssen ausdrücklich, dass die Miete eines zusätzlichen Zimmers für die 

Nachtassistenz zukünftig mit einem Zuschlag berücksichtigt werden soll. Der vom Bundesrat 

vorgeschlagene Zuschlag ist aber zu tief angesetzt und sollte erhöht werden. Ausserdem 

sollen nicht nur Personen mit einem Assistenzbeitrag der IV, sondern alle Person mit Bedarf 

an Unterstützung in der Nacht Anspruch auf diesen Zuschlag haben. Auch die Anpassungen 

beim Rollstuhlzuschlag begrüssen die GRÜNEN ausdrücklich. Die GRÜNEN beantragen je-

doch, dass jede Person im Rollstuhl Anspruch auf einen vollen Rollstuhlzuschlag haben 

muss und dieser folglich an die Person und nicht an die Wohnung geknüpft wird. Die GRÜ-

NEN weisen darauf hin, dass die beiden Anpassungen möglichst rasch in Kraft treten müs-

sen und dass Finanzierungslücken unter allen Umständen vermieden werden müssen.  

 

Weiter halten die GRÜNEN fest, dass auch im Bereich von Alzheimer- und Demenzerkran-

kungen ähnliche Probleme bestehen: Auch hier gibt es viele Betroffene, die hauptsächlich 

aufgrund der fehlenden Finanzierung der Betreuungsleistungen in ein Alters- oder ein Pfle-

geheim wechseln. Die GRÜNEN bedauern, dass diese Problematik in der vorliegenden Vor-

lage nicht ebenfalls angegangen wird. Sie beantragen dem Bundesrat, dass dieser den eid-

genössischen Räten einen entsprechenden Lösungsvorschlag unterbreitet.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Balthasar Glättli     Raphael Noser 

Präsident      Fachsekretär 



https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20183716
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Anerkennung des betreuten Wohnens für Bezügerinnen und Bezüger von 
EL zur AHV 
 
Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehmlas-
sung Stellung zu nehmen. Wir äussern uns dazu wie folgt: 
 
Die SVP ist grundsätzlich einverstanden mit der Stossrichtung der Vor-
lage. Durch Massnahmen für das betreute Wohnen im Alter können die 
hohen Kosten für stationäre Betreuung erheblich reduziert werden, was 
wiederum zu einer Entlastung der Gesamtgesundheitskosten und Kran-
kenkassenprämien führt. Es stellen sich jedoch Fragen bezüglich des ge-
nauen Einsparpotenzials der vorgesehenen finanziellen Unterstützung so-
wie der sozialen Anreize, die eine selbstständige Wohnsituation attrakti-
ver machen als ein teurer Pflegeheimplatz. Ausserdem stellt sich die 
Frage, ob finanzielle Hilfen für die bauliche Veränderungen hin zu alters-
gerechten Wohnungen überhaupt einen Mehrwert bieten. Solche Verän-
derungen an der Bausubstanz müssen mit dem Vermieter abgestimmt 
werden und können möglicherweise zusätzliche bürokratische Hürden 
darstellen, wodurch der erhoffte Mehrwert infrage gestellt wird. 
 
Die Gesundheitskosten im Alter, insbesondere für stationäre Pflegeheime, belasten 
viele Menschen finanziell. Oft müssen sie Ergänzungsleistungen (EL) in Anspruch 
nehmen oder erhebliche Eigenmittel aufbringen. Wir sehen hier das Potenzial, die 
Gesamtausgaben für EL durch eine gezielte Förderung des betreuten, selbststän-
digen Wohnens zu senken. Der demografische Wandel in der Schweiz lässt bereits 
heute eine massive Kostensteigerung im Bereich der stationären Pflegeheime für 
Senioren erkennen. Wir würden hier jedoch eine Kostenabklärung zum durch-
schnittlichen Einsparpotential für die öffentliche Hand begrüssen, wenn Senioren 
längere Zeit subventioniert alleine leben im Vergleich zu subventionierten Pflege-
heimaufenthalten. 
 
Die Vorlage fokussiert stark auf die finanzielle Unterstützung von baulichen Mass-
nahmen und die allgemeinen Rahmenbedingungen für die Betreuung älterer Men-
schen. Es scheint jedoch auch wichtig zu sein, einen Ansatz zu finden, der nicht 
nur finanzielle Anreize für das selbstbestimmte Wohnen bietet, sondern auch die 
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sozialen Aspekte berücksichtigt, die Menschen dazu veranlassen, in ein Pflegeheim 
zu ziehen. Ältere Menschen ziehen beispielsweise oft in Pflegeheime, weil sie Angst 
haben, alleine in ihrem Zuhause zu stürzen, ohne dass es jemand mitbekommt. 
Hinzu kommt die zunehmende Tendenz zur Vereinsamung im Alter und der mög-
licherweise daraus resultierenden Verwahrlosung.  
 
Wir haben Bedenken bezüglich der EL-Leistungen für bauliche Veränderungen an 
der Wohnsubstanz. Insbesondere betrifft dies Personen, die in Mietverhältnissen 
leben. Gemäss Artikel 260a des Obligationenrechts sind bauliche Veränderungen 
ohne schriftliche Zustimmung des Vermieters nicht erlaubt. Wenn diese Zustim-
mung nicht eingeholt wird, kann der Vermieter das Mietverhältnis kündigen und 
verlangen, dass die baulichen Veränderungen rückgängig gemacht werden. Die 
aktuelle Rechtslage erschwert somit erleichterte Umbauten an der Wohnsubstanz. 
Somit ist dieser Teil der Vorlage ein Papiertiger, welcher keine Auswirkung haben 
wird und nur einen bürokratischen Mehraufwand schafft. Hier bedarf es also einer 
vertieften Abklärung, ob diese Massnahme überhaupt sinnvoll ist, oder ob hier 
einfach zusätzliche Kosten geschaffen werden. 
 
Die Umsetzung der Vorlage erfordert eine individuelle Abklärung in jedem konkre-
ten Fall. Wir fordern eine Kostenvergleichsanalyse zwischen Betreuungsleistungen 
und den erwarteten Kosten für eine Pflegeheimeinweisung sowie eine Prüfung, ob 
bauliche Massnahmen überhaupt umsetzbar sind. Es muss auch geprüft werden, 
ob der Gesundheitszustand der betroffenen Person den Bedarf an finanzieller Un-
terstützung und weiteren Anpassungen (z. B. bauliche Massnahmen) rechtfertigt. 
Wir lehnen eine selbstständige Wohnsituation um jeden Preis ab. Wir fordern auch, 
dass sichergestellt wird, dass diejenigen, die diese Abklärungen durchführen, nicht 
gleichzeitig Leistungserbringer sind, um möglichen Missbrauch bei der Beurteilung 
zu reduzieren. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 
 
Der Parteipräsident Der Generalsekretär 

 
 
 
 

 
Marco Chiesa   Peter Keller 
Ständerat Nationalrat 
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